
 

 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT UND GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Präsidenten des Sächsischen Landtages 
Herrn Alexander Dierks 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1 
01067 Dresden 
 

 
 
Kleine Anfrage des Abgeordneten Ronny Kupke (BSW-Fraktion) 
Drs.-Nr.: 8/7390  
Thema: (Weiter-)Finanzierung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes 
(ÖGD)  

Sehr geehrter Herr Präsident, 
 
den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:  
 
„Im Deutschen Ärzteblatt vom 15. Juni 2026 wird berichtet, dass 
Thüringen im Bundesrat einen Entschließungsantrag zur weiteren 
Finanzierung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) eingebracht 
hat. Hintergrund ist das Auslaufen des ÖGDPaktes von Bund und Ländern 
Ende des Jahres 2026. Eine Anschlussfinanzierung durch den Bund ist 
bislang nicht zugesagt. Vor diesem Hintergrund ergeben sich Fragen zu 
den Auswirkungen auf den Freistaat Sachsen und seine Kommunen.  
 
https://www.aerzteblatt.de/news/rubriken/politik/bundesrat-thematisiert-
burokratieabbauund- gesundheitsdienst-3d3df866-ebdf-480b-8a3e-
d755a3155128“ 
 
Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1: Welche finanziellen Auswirkungen hätte das Auslaufen des ÖGD-
Paktes Ende 2026 nach Kenntnis der Staatsregierung für die sächsischen 
Landkreise und kreisfreien Städte? 
 
Die Zuweisung von Geldern für ÖGD-Personalstellen, entsprechende Zulagen 
und Sachkosten an die Landkreise und Kreisfreien Städte würde mit dem 
Auslaufen des Paktes für den ÖGD enden. Die unmittelbaren Auswirkungen 
davon sind der Staatsregierung nicht bekannt. 
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Frage 2: Welche Gespräche hat die Staatsregierung seit dem 1. Januar 2025 mit den 
sächsischen Landkreisen und kreisfreien Städten zur künftigen Finanzierung des 
Öffentlichen Gesundheitsdienstes geführt? 
 
Den Landkreisen und Kreisfreien Städten war von Beginn des Paktes an bekannt, dass 
nach Auslaufen des Paktes, d. h. nach 2026, keine zusätzlichen Gelder durch den 
Freistaat Sachsen bereitgestellt werden. Darauf wurde am Rande verschiedener 
Beratungen zu anderen Themen mit den Landkreisen und Kreisfreien Städten bzw. den 
kommunalen Spitzenverbänden mehrfach hingewiesen. 
 
Frage 3: Wie positioniert sich die Staatsregierung im Bundesrat hinsichtlich einer 
weiteren finanziellen Beteiligung des Bundes am Öffentlichen Gesundheitsdienst 
über das Jahr 2026 hinaus? 
 
Von einer Beantwortung wird abgesehen. 
 
Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen kann die 
Staatsregierung die Beantwortung von Fragen ablehnen, wenn diese den „Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung“ berühren. Der Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung schließt einen nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- und 
Handlungsbereich der Regierung ein. Hierzu gehören sämtliche internen Abstimmungs- 
und Willensbildungsprozesse sowie Planungen innerhalb der Staatsregierung, die der 
Vorbereitung von Regierungsentscheidungen dienen.  
 
Die interne Willensbildung der Staatsregierung zur Positionierung im Bundesrat ist noch 
nicht abgeschlossen. Die Frage zielt damit auf die Offenlegung eines noch laufenden 
Abstimmungs- und Willensbildungsprozesses ab und berührt den verfassungsrechtlich 
geschützten Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung. 
 
Auch eine Abwägung zwischen dem verfassungsrechtlich geschützten 
Informationsinteresse des Landtages und dem ebenfalls verfassungsrechtlich garantierten 
Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung führt vorliegend nicht zu einer Beantwortung 
der Frage. Denn die Offenlegung einer noch nicht abgeschlossenen internen 
Willensbildung würde den geschützten Entscheidungsprozess der Staatsregierung 
beeinträchtigen.  
 
Frage 4: Welche Maßnahmen hat die Staatsregierung bislang ergriffen, um sich 
gegenüber der Bundesregierung für eine Fortsetzung der Bundesbeteiligung an der 
Finanzierung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes einzusetzen? 
 
Die Staatsregierung befürwortet ausdrücklich, dass der Bund für die Weiterentwicklung 
des ÖGD und Erhöhung seiner Krisenresilienz nach 2026 einen eigenen Beitrag leisten 
sollte. Die Staatsregierung hat alle Bemühungen der Länder unterstützt, mit dem Bund ins 
Gespräch zu kommen. Das SMS war z. B. in verschiedenen Arbeitsgruppen daran 
beteiligt, entsprechende Positionspapiere zu erstellen.  
 
Frage 5: Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung für den Fall, dass eine 
weitere finanzielle Beteiligung des Bundes am Öffentlichen Gesundheitsdienst 
ausbleibt? 
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Die Staatsregierung hat im Regierungsentwurf zum Doppelhaushalt 2027/2028 Mittel für 
den Amtsarztkurs und die Aus- und Fortbildung für Mitarbeitende der Gesundheitsämter 
sowie für einzelne Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit vorgesehen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Petra Köpping 
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